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Gross ist meine Vermutung,  
dass es kein Gesetz oder eine  
detaillierte Beschreibung gibt,  
wie sich der Wolf weiter zu be- 
wegen hat. Warum nicht ein- 
mal eine Betäubung eines oder  
zweier Leitwölfe bei uns im  
Oberwallis versuchen? Natür- 
lich tiergerecht und mit der ab- 
soluten Ethik gegenüber Wöl- 
fen. Die Wölfe würden ja nur  
schlafen. Ein in allen Punk- 
ten tiergerechter Weitertrans- 

port in einen wolfsfreien Kanton  
wäre selbstverständlich Pflicht.  
Nebenbei würde für uns im  
Oberwallis die lästige Wolfs- 
zählerei wegfallen. Also, ein  
Versuch in diese Richtung wäre  
zu prüfen.

Ach, warum nicht einmal etwas 
anderes ausprobieren?

Hans-Jörg Jäger, Turtmann

Leserbrief

Das Ja-Komitee zum Walliser  
Klimagesetz, über das wir am  
24. November abstimmen, ist  
sehr besorgt über die undurch- 
sichtigeFinanzierung sowie über  
die Art Kampagne der Geg- 
nerinnen und Gegner des  
Gesetzes.

Das neue Klimagesetz sieht  
weder neue Verbote noch hö- 
here Steuern vor. Es sagt so- 
gar explizit, dass keine ver- 
bindlichen und einschränken- 
den Massnahmen sowie kei- 
ne steuerlichen Konsequenzen  
vorgesehen sind. Beispielswei- 
se ist die Sanierung von Gebäu- 
den im Energiegesetz, nicht im  

Klimagesetz geregelt. Die Ver- 
abschiedung des Klimaplans  
und die Steuerhoheit bleiben  
beim Grossen Rat. Dies wur- 
de von einer Mehrheit des  
Parlaments so verlangt und  
verabschiedet.

Der Fonds von 100 Mil- 
lionen Franken ist für Klima- 
schutz- und Anpassungsmass- 
nahmen von Gemeinden, Unter- 
nehmen, Verbänden usw. vorge- 
sehen. Das Geld verschwindet al- 
so nicht in einer Staatskasse, son- 
dern fliesst in konkrete Projekte  
der Bevölkerung.

Viel teurer wird es, wenn  
wir nichts machen. Allein für  

die Behebung der Schäden, die  
durch die Unwetter in diesem  
Sommer entstanden, schätzt  
der Kanton eine Summe von  
125 Millionen Franken.

Das Ziel von netto null  
bis 2040 ist ambitioniert, aber  
machbar. Es bedeutet, dass wir  
schnell handeln müssen. Falls  
das Ziel nicht erreicht wird, gibt  
es keine Sanktionen.

Das Ja-Komitee zum Wal- 
liser Klimagesetz besteht aus  
einer sehr breiten Allianz von  
Parteien, Organisationen und  
Verbänden. Die Befürworterin- 
nen und Befürworter des Klima- 
gesetzes sind von der Notwen- 

digkeit dieses vom Grossen Rat  
sorgfältig austarierten Kompro- 
misses überzeugt. Weil sich un- 
sere Umwelt verändert, müssen  
wir uns anpassen und schnell  
handeln, um die Bevölkerung  
und die Unternehmen vor den  
Folgen der Klimaerwärmung  
zu schützen.

Undurchsichtige Kampagne, schädlich für die Demokratie

Das Ja-Komitee 
zum Walliser Klimagesetz

Parteienforum

Die Mitte Oberwallis hat ihre  
Parolen für die bevorstehenden  
nationalen Abstimmungen ge- 
fasst und unterstützt alle vier  
eidgenössischen Vorlagen im  
Einklang mit den Argumenten  
von Bundesrat und Parlament.

Die Mitte Oberwallis befür- 
wortet den Ausbau der stark be- 
lasteten Nationalstrassen, da ein  
gezielter Ausbau dringend not- 
wendig ist. Damit können neu- 
ralgische Engpässe entlastet  
und Staus reduziert werden,  
was sowohl der Bevölkerung  
als auch der Wirtschaft zugute- 
kommt. Obwohl keines der Pro- 
jekte das Wallis direkt betrifft,  
versteht sich diese Unterstüt- 
zung auch als Zeichen der Soli- 
darität mit den betroffenen Re- 
gionen – in Anerkennung der  

Tatsache, dass auch unsere Re- 
gion bei wichtigen Infrastruk- 
turprojekten auf Unterstützung  
zählen konnte und wohl auch in  
Zukunft angewiesen sein wird.

Die Mitte Oberwallis spricht  
sich auch klar für die bei- 
den Mietrechtsvorlagen aus,  
da sie auf eine wirksamere  
Verhinderung von Missbrauch  
bei der Untermiete abzielen  
und den Schutz des Eigen- 
tums bei Eigenbedarf stär- 
ken. Ziel ist es, die miss- 
bräuchliche Nutzung von Un- 
termietverhältnissen zu unter- 
binden und Transparenz sowie  
Rechtssicherheit im Mietrecht  
zu erhöhen. Zudem sollen lang- 
wierige Verfahren bei der An- 
meldung von Eigenbedarf ver- 
kürzt werden.

Die Mitte Oberwallis unter- 
stützt auch die Änderung des  
Bundesgesetzes über die Kran- 
kenversicherung (KVG) zur ein- 
heitlichen Finanzierung der  
Gesundheitsleistungen. Sie ist  
überzeugt, dass diese Re- 
form kostentreibende Fehlan- 
reize reduziert und ambulan- 
te Behandlungen fördert, was  
zur Entlastung der Gesund- 
heitskosten beiträgt. Durch die  
gemeinsame Finanzierung al- 
ler Leistungen durch Kanto- 
ne und Krankenversicherer ent- 
steht ein Anreiz, die medizinisch  
sinnvollste und kostengünstigs- 
te Behandlung zu wählen.

Zum kantonalen Klimage- 
setz hat die Mitte Oberwallis be- 
reits im Juni an einer Mitglie- 
derversammlung die Nein-Pa- 

role gefasst. Das Gesetz ver- 
ursacht unnötige Kosten und  
Bürokratie: Die geplanten 70  
Millionen Franken jährlich  
und zusätzliche Stellen wür- 
den die Steuerzahler belas- 
ten. Zudem hat der Kan- 
ton Wallis bereits funktionie- 
rende Strukturen und inves- 
tiert jetzt schon viel Geld  
in Klimaschutzmassnahmen.

Abstimmungsparolen der Mitte Oberwallis

Die Mitte Oberwallis

Parteienforum

Der Autobahn-Ausbau zerstört  
über 400’000 m2 bestes Acker- 
land, Fruchtfolgeflächen und  
Wälder für immer. Dieser  
Raubbau an unseren knappen  
Ressourcen ist in Zeiten von  
Klimawandel und Biodiversi- 
tätskrise ein völliger Irrsinn.  
Er vermindert die inländische  
Nahrungsmittelproduktion und  
schwächt gleichzeitig die loka- 
le Landwirtschaft. Darüber hin- 
aus fördert der Ausbau der Au- 
tobahnen die Zersiedelung, wo- 
durch sich die Zubetonierung  
der Schweiz weiter unkontrol- 
liert ausbreitet. Was wir brau- 
chen, sind umweltfreundliche- 
re Alternativen: etwa den Aus- 
bau des öffentlichen Verkehrs  
auch auf dem Land oder die  
Förderung von Fuss- und Ve- 
loverkehr. Ein Nein zum Au- 

tobahn-Ausbau bedeutet, sich  
für den Schutz unserer Ge- 
sundheit und die Erhaltung der  
Lebensqualität in unseren Ge- 
meinden zu entscheiden. Mit  
einem Nein zum Autobahn- 
Ausbau am 24. November ent- 
scheiden wir uns für den Schutz  
unserer Landschaft und für ei- 
ne nachhaltige Entwicklung. Zu- 
dem können wir in diesen un- 
sicheren Zeiten die so einge- 
sparten Milliarden für sinnvolle- 
re Projekte ausgeben.

Autobahn-Ausbau in Zeiten der 
Klimakrise – nicht zeitgemäss

Grüne Oberwallis

Parteienforum

Im Zuge des Baus des Pump- 
speicherkraftwerks Nant de  
Drance setzt die Betreiberfir- 
ma 14 Umweltkompensations- 
massnahmen um. Eine der be- 
deutendsten davon ist die Re- 
naturierung und Sicherung ei- 
nes Teils des Flusses Trient in  
Vernayaz. Die erste Phase die- 
ses Projekts umfasst die Verbrei- 
terung des Flusses und stellt ei- 
nen wichtigen Schritt für den  
Hochwasserschutz dar. Beson- 
ders nach den Überschwem- 
mungen im Wallis im November  
2023, bei denen auch der Tri- 
ent bedrohliche Pegel erreichte,  
sehen die Gemeinden Vernayaz  
und Martinach in dieser Mass- 
nahme einen entscheidenden  
Beitrag zum Schutz der Bevöl- 
kerung vor künftigen Hochwas- 
serereignissen.

Die geplanten Arbeiten be- 
inhalten den teilweisen Rück- 
bau des bestehenden Dammes  
sowie den Bau eines neuen  
Dammes zur Verbreiterung des  

Flussbettes auf einer Länge von  
300 Metern. Diese Massnah- 
me, die in der Zone «Amont  
des Clous» in Vernayaz um- 
gesetzt wird, soll es dem Tri- 
ent ermöglichen, bei Hochwas- 
serereignissen seinen Lauf bei- 
zubehalten. So werden Über- 
schwemmungsrisiken reduziert  
und gleichzeitig Feuchtgebiete  
für Flora und Fauna geschaf- 
fen, was der lokalen Biodiversi- 
tät zugutekommt.

Das Projekt trägt zudem zur  
Errichtung eines biologischen  
Korridors zwischen der Rhone  
und den Talflanken des Vallée  
du Trient bei. Xavière Schrö- 
der, Projektleiterin Umwelt bei  
Alpiq, betont die Wichtigkeit  
der Arbeiten: «Diese Massnah- 
me sichert nicht nur den Tri- 
ent, sondern schafft auch eine  
Umgebung, die die Biodiversi- 
tät fördert.»

Die gesamten Kosten für  
diese Massnahme belaufen sich  
auf rund 3,6 Millionen Fran- 
ken und werden vollständig von  
der Nant de Drance SA ge- 

tragen. Die Fertigstellung ist  
für Juni 2025 vorgesehen, vor- 
ausgesetzt, die Witterungsbe- 
dingungen bleiben günstig. An- 
gesichts der Komplexität der  
Arbeiten, die in einem Fluss- 
lauf zwischen Hochspannungs- 
leitungen, Strassen und Wohn- 
gebieten durchgeführt werden,  
stellt dies eine besondere Her- 
ausforderung dar.

Ab Ende 2025 wird eine zwei- 
te Phase der Sicherungsarbeiten  
in Martinach und Vernayaz fol- 
gen. Diese umfasst eine grössere  
Zone unterhalb des Trient und  
wird in Zusammenarbeit mit den  
beiden Gemeinden sowie mit  
der Unterstützung des Kantons  
Wallis und des Bundes durchge- 
führt. Die Kosten für diese Pha- 
se werden auf etwa 16 Millio- 
nen Franken geschätzt. Sie wird  
eine noch entscheidendere Rolle  
bei der Sicherung von Wohnge- 
bieten und der Regulierung von  
Hochwasser im Wallis spielen,  
das zunehmend von klimabe- 
dingten Extremwetterereignissen  
betroffen ist.

Massnahmen zum Hochwasserschutz 
für 3,6 Millionen Franken
Nant de Drance setzt umfassende Umweltmassnahmen um, darunter die Verbreiterung des Flusses Trient zur Hochwassersicherung.

Zustand des Flusses Trient im Sommer 2023. Bild: zvg/Olivier Duckert
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